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(Zu) teures EU-Patent?

V iele Jahre träumen Unter-
nehmer schon von einem
Patent, das europaweit

wirkt und nicht, wie das 1977 ein-
geführte europäische Patent,
nach Erteilung in ein Bündel un-
abhängiger nationaler Patente
zerfällt. Inzwischen ist die Einfüh-
rung des neuen Europäischen Pa-
tents mit einheitlicher Wirkung
zwar beschlossen. Doch immer
neue Hindernisse türmen sich
auf. Spanien hatte beim Gerichts-
hof der Europäischen Union wie-
derholt gegen die Einführung des
neuen EU-Patentsystems geklagt
und die Verletzung von EU-Recht
behauptet. Vor wenigen Tagen hat
der Gerichtshof nun die beiden
letzten Klagen abgewiesen
(C-146/13, C-147/13). Unmittelbar

nach den Urteilen hat dann sogar
Italien seine Beteiligung an dem
EU-Patent angekündigt. Zuvor
war Italien neben Spanien den
Übereinkommen gar nicht erst
beigetreten. Doch nun, da die
rechtlichen Grundlagen offen-
sichtlich geklärt sind, gibt es ein
praktisches Problem: Was soll das
EU-Patent kosten?

Künftig hat jedes Unternehmen
die Wahl zwischen drei Patentar-
ten: Das EU-Patent steht in Kon-
kurrenz zu nationalen Patenten
und dem herkömmlichen europäi-
schen Bündelpatent. Sein Erfolg
hängt auch von den Kosten ab.
Klar ist, dass das EU-Patent weit-
aus billiger wird als ein herkömm-
liches Bündelpatent in allen Mit-
gliedstaaten. Aber durchschnitt-

lich werden europäische Patente
nur in drei bis vier Ländern ge-
schützt. Das Europäische Patent-
amt hat nun einen Vorschlag vor-
gelegt, bei dem das EU-Patent so
viel kostet wie ein Bündelpatent
in den vier oder fünf beliebtesten
Ländern. Der „True TOP 4“ ge-
nannte Vorschlag ist vernünftig.
Bei einer teureren Lösung ist zu
befürchten, dass Unternehmen
weiterhin auf das europäische
Bündelpatent setzen. Denn auch
das lässt sich beim neu zu schaf-
fenden EU-Patentgericht zentral
und einheitlich für die im Bündel
enthaltenen Staaten einklagen.

An dieser Stelle kommentieren
Rechtsexperten jeden Dienstag
wichtige Justiztrends.

Erneut hat der Gerichts-

hof der Europäischen

Union zwei Klagen Spa-

niens gegen die Einfüh-

rung des EU-Patents ab-

gewiesen. Der Einfüh-

rung stünde kaum noch

etwas imWeg –wäre da

nicht die Kostenfrage.

E in Picasso-Gemäldes eines
laut Versteigerer Christie’s
„sehr privaten Sammlers

aus New York“ erzielte unlängst
einen Rekordpreis. Rund 160
Millionen Euro. Solche Fälle
sind zwar selten. Doch auch der
Verkauf profanerer Sammlerstü-
cke weckt Begehrlichkeiten
beim Finanzamt. Das musste
ein Liebhaber von Bierdeckeln
erfahren, der seine Stücke über
die Online-Plattform Ebay ver-
steigerte. Das Finanzgericht
Köln stufte ihn aufgrund seiner
intensiven und langjährigen
Verkaufsaktivitäten als Unter-
nehmer und Gewerbetreiben-
den ein (Az. 14 K 188/13).

Normalerweise ist beim Ver-
kauf von Privatgegenständen
die einjährige Spekulationsfrist
zwischen An- und Verkauf zu
beachten. Wird sie nicht ausge-
schöpft, unterliegt der Gewinn
der Einkommensteuer. Veräu-
ßert der Sammler aber über ei-
nen längeren Zeitraum regelmä-
ßig Sammlungstücke, sind die
steuerlichen Folgen gravierend.
Der Fiskus geht dann davon
aus, dass der Sammler als Un-
ternehmer agiert, und die Erlöse
unterliegen der Umsatzsteuer.
Die erzielten Gewinne sind als
Einkünfte aus Gewerbebetrieb
einkommensteuerpflichtig, zu-
sätzlich kann Gewerbesteuer
anfallen. Dem Sammler zum
Verhängnis wurde es, dass er
kontinuierlich Gegenstände sei-
ner Sammlung veräußerte und
pro Tag bis zu 40 Verkäufe ab-
wickelte. Damit waren die Gren-
zen steuerfreier privater Vermö-
gensverwaltung überschritten.

Marko Wieczorek ist Chefredak-
teur von „Der Betrieb“.
www.der-betrieb.de

Sammlung
für das
Finanzamt
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► Interne Richtungsstreitig-
keiten können schnell exis-
tenzbedrohendwerden.

► Stiftungslösungen bieten
gerade demMittelstand inte-
ressante Möglichkeiten.

Catrin Gesellensetter
München

K
napp 30000 Familien-
unternehmer suchen in
Deutschland Jahr für
Jahr einen Nachfolger.
Das belegen Zahlen des

Instituts für Mittelstandsforschung.
Fündigwerden längst nicht alle. Das
belegt die Erfahrung.

„DerWunsch, das Unternehmen
als Ganzes in Familienhand zu las-
sen und in der etablierten Form
weiterzuführen, ist zwar nach wie
vorverbreitet“,weißTobias Holler-
bach, Gesellschaftsrechtler der
Kanzlei Buse Heberer Fromm in
Berlin. Die Zeiten, in denen die Kin-
der des Patriarchen fast zwangsläu-
fig den Seniorchef beerbten, seien
jedoch vorbei. „Selbst wenn es fa-
milienintern geeignete Kandidaten
gibt, fehlt oft das Interesse, in die
Fußstapfen des Seniors zu treten“,
so Hollerbach.

In solchen Fällen – undwenn ge-
eignete Nachfolger im Familien-
kreis fehlen – stellt sich die Frage,
wie sich der Fortbestand desUnter-
nehmens dennoch sichern lässt. Ei-
ne Variante ist die Gründung einer
Familienstiftung, in die das Unter-
nehmen eingebracht wird und in
der fortan der Stiftungsvorstand
das Sagen hat. „Gerade in dishar-
monischen Familien ist es oft sinn-
voll, die Geschäftsleitung auf einen
Fremden auszulagern und dadurch
Kontinuität zu schaffen“, sagt Felix
Müller-Stüler, Fachanwalt für Steu-
errecht bei Klier & Ott in Potsdam.
Auch die Gefahr, dass unternehme-
risch eher desinteressierte Famili-
enmitglieder einesTages Kasse ma-
chen und die Firmaverkaufen,wer-
de so minimiert. Dennoch könne
der Patriarch seine Angehörigen

wirtschaftlich absichern, wenn er
ihnen qua Stiftungssatzung die Er-
träge ganz oder teilweise überlässt.

Aus steuerlicher Sicht ist diese
Gestaltung allerdings nicht beson-
ders attraktiv. Zum einen sind Ge-
winne in Familienstiftungen, wie
zum Beispiel bei einer GmbH, kör-
perschaftssteuerpflichtig. Zudem
fingieren die Finanzämter alle 30
Jahre einen Übergang der Vermö-
genswerte auf die nächsteGenerati-
on – und fordern entsprechend eine
Erbersatzsteuer.

Flexiblere Lösungen sind mög-

lich, wenn der Unternehmer statt
einer reinen Familienstiftung eine
Stiftung &Co. KG gründet. Dabei ist
eine Stiftung Komplementärin ei-
ner Kommanditgesellschaft, Kom-
manditisten sind meist die Mitglie-
der der Stifter-Familie.

Den Beteiligten bringt das etliche
Vorteile. „Die Stiftung & Co. KG
mussvielfach keine Gewerbesteuer
zahlen und istweitgehend eigentü-
merlos“, sagt Rechtsanwalt Müller-
Stüler. „Schon dadurch lassen sich
familieninterne Spannungen weit-
gehend ausschließen.“

Der entscheidende Pluspunkt ge-
genüber der klassischen Stiftung
liegt jedoch in der Tatsache, dass
dasVermögen und die Substanz des
Unternehmens in der Hand der Fa-
miliengesellschafter bleiben, weil
das Unternehmen in diese Gesell-
schaft und nicht in die Stiftung ein-
gebrachtwird. „Zugleich sichert der
Stifter dievon ihm gewünschte Kon-
tinuität in der Unternehmensfüh-
rung, weil die Familienmitglieder
keine dem Stiftungszweck zuwider-
laufenden Maßnahmen treffen kön-
nen“, erläutert Gesellschaftsrecht-
ler Hollerbach. Weiterer Vorteil:
Über die Stiftung lässt sich externer
Sachverstand in Form eines Beirats
ins Unternehmen holen.

Ein Allheilmittel für jedes Nachfol-
geproblem in Deutschland ist aber
auch die Stiftung &Co KG nicht.
Denn ihre Errichtung ist aufwendig
und teuer. „Allein die Gründungs-
kosten für eine solche Struktur lie-
gen oft schon im fünfstelligen Be-
reich“, sagt Hollerbach. Zudem
müssen die Organe und der Beirat
zumindest eine Aufwandsentschä-
digung erhalten.

Zu guter Letzt unterliegt die
Stiftung & Co. KG auch noch der
staatlichen Stiftungsaufsicht „Ein
solcher Aufwand lohnt sich in der
Regel nur für Firmen mit ein paar
Hundert Mitarbeitern oder
mehr“, so der Jurist. „Wenn die
kritische Größe erreicht ist, kann
diese Gestaltung allerdings eine
sehr interessante und flexible Va-
riante bei der Unternehmensnach-
folge sein.“

Der Generationswechsel gefährdet den Bestandvieler Familienunternehmen.

Den Frieden sichern

Stifter schaffen
Kontinuität,weil die
Familie nichtwider
den Stiftungszweck
handeln kann.
Tobias Hollerbach
Rechtsanwalt bei Buse Heberer Fromm

Das Lebenswerk bewahren: Oft gelingt das mithilfe einer Stiftung.

pl
ai
np

ic
tu

re
/K

ni
el

Sy
nn

at
zs

ch
ke

RECHT & STEUERN 11
1

DIENSTAG, 26. MAI 2015, NR. 98

© Handelsblatt GmbH. Alle Rechte vorbehalten. Zum Erwerb weitergehender Rechte wenden Sie sich bitte an nutzungsrechte@vhb.de.

hollerbach
Hervorheben

hollerbach
Hervorheben

hollerbach
Hervorheben

hollerbach
Hervorheben

hollerbach
Hervorheben


